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hat die KZBV die Existenz von 
„kieferorthopädischen Mehrleis-
tungen“ erstmals öffentlich an-
erkannt. Der Rechtsrahmen bzw. 
die Sicherheit hat sich dadurch 
für die Leistungserbringer jedoch 
keinesfalls verändert. Nur die 
Breite der Akzeptanz hat schein-
bar zugenommen.

GKV-Aktivitäten zur 
IGeL-Aufklärung

Der medizinische Dienst des Spit-
zenverbandes der gesetzlichen 
Krankenversicherung (GKV) 
hat den sogenannten IGeL-Moni-
tor gegründet. Diese Homepage 
(www.igel-monitor.de) hat sich 
zum Ziel gesetzt, generell über 
den IGeL-Markt und seine Ak-
teure aufzuklären. Zum anderen 
möchte der Dienst einzelne IGeL- 
Angebote wissenschaftlich fun-

diert bewerten, um Versicherte 
in die Lage zu versetzen, sich für 
oder gegen die IGeL-Angebote 
zu entscheiden. 
Bisher wurde aus dem Bereich 
der Zahnmedizin nur eine ein-
zige Leistung, nämlich die pro-
fessionelle Zahnreinigung, kri-
tisch bewertet. Gegen diese ab-

fällige Einschätzung haben die 
Bundeszahnärztekammer und 
die KZBV am 12.7.2016 eine 
Gegendarstellung publiziert 
(www.bzaek.de): „... Die profes-
sionelle Zahnreinigung (PZR) ist 
wesentlicher Bestandteil eines 
präventionsorientierten Gesamt-
konzepts zur Vermeidung und 
Therapie von Erkrankungen des 

Zahn-, Mund- und Kieferbereichs. 
Vor diesem Hintergrund die PZR 
als sogenannte Individuelle Ge-
sundheitsleistung (IGeL) einzu-
stufen, wird ihr nicht gerecht. 
Sowohl bei der Vermeidung von 

Karies und insbesondere in der 
Parodontitistherapie werden in 
den Praxen tagtäglich die Ele-
mente der PZR auch zur Siche-
rung des Behandlungserfolges 
eingesetzt, …“
Kieferorthopädische Angebote 
tauchten bisher beim IGeL-Mo-
nitor nicht auf. 

KFO-Homepages 
im Visier der GKV

Der Spitzenverband der GKV hat 
die Kieferorthopädie durchaus 
als Untersuchungsfeld im Visier. 
Eine investigative Abteilung un-
tersuchte in den letzten Monaten 
die Homepages von vielen Kiefer-
orthopäden aus allen Bundes-
ländern hinsichtlich einer verglei-
chenden öffentlichen Beschrei-
bung der kassenzahnärztlichen 
Leistungsangebote. Anschlie-
ßend hat sich der GKV-Spitzen-
verband bei der KZBV über die 
bestehende öffentliche Desinfor-
mation auf den werbewirksam 
platzierten Homepages der Kie-
ferorthopäden beschwert. 
Die KZBV hat die regionalen 
KZVen am 26.8.2016 über diese 
Missstände bei den Kieferortho-
päden aufgeklärt und um Ab-
hilfe gebeten: „Auf den Internet-
seiten einiger kieferorthopädi-
scher Praxen wird im Zusammen-
hang mit der Versorgung mit 
festsitzenden Apparaturen über 
die  Vor- und Nachteile eines Stan-
dardbogens aus Edelstahl einer-
seits sowie eines hochelastischen 
Bogens andererseits informiert. 

Zum Standardbogen 
aus Edelstahl wird auf 
den betreffenden Pra-
xisseiten ausgeführt, 
dass es sich um eine 
Kassenleistung handle, 
dieser günstig sei und 
von diesem meist ein 
hoher Druck auf die 
Zähne ausgehe (Ge-
fahr der  Wurzelschädi-
gung). Zum hoch elas-
tischen Bogen wird 
ausgeführt, dass es 
sich dabei nicht um 

eine Kassenleistung handle, von 
diesem ein geringerer Druck auf 
die Zähne ausgehe und er da her 
schonender für Zahnwurzeln und 
Zahnhaltegewebe sei. Diese Aus-
sagen sind nach der Bewertung 
von KZBV, BDK, DGKFO und 
DGZMK fachlich unzutreffend.
Mit dem Standardbogen aus Edel-

stahl ist bei indikations- und sach-
gerechter Anwendung eine er-
höhte Schädigungsgefahr u. a. 
für die Zahnwurzel auch im Ver-
gleich zum hochelastischen Bo-
gen nicht verbunden. Erst recht 
kann in diesem Zusammenhang 
keinesfalls von einer regelhaft 
vorliegenden Gefahr der  Wurzel-
schädigung gesprochen werden, 
wie sie der von den betreffenden 
Praxen gewählten Darstellung zu 
entnehmen ist und nach hiesiger 
Bewertung auch entnommen wer-
den soll. Die fachlich unzutref-
fende Information verlässt den 
Rahmen einer wertneutralen Auf-
klärung über Behandlungsalter-
nativen und ist daher zu unterlas-
sen. In der Anlage erhalten Sie 
einige Screenshots, anhand derer 
Sie sich ein eigenes Bild machen 
und in geeigneter Form auf die be-
treffenden kieferorthopädischen 
Praxen zugehen können.“

GKV-Beschwerde geht an 
die Zahnärztekammern 

Die regionalen KZVen habe diese 
GKV-Kritik bezüglich der Home-
pages an die zuständigen Zahn-
ärztekammern weitergeleitet, da 
es sich formal gesehen um einen 
berufsrechtlichen Verstoß der 

Mehrkosten-Marketing im Visier der GKV
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Die Ahndung 
berufsrechtlicher Verstöße, 

wie z.B. irreführender 
Werbung, obliegt der 

Kammeraufsicht.
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Um alle Patientengruppen zu 
erreichen, ist Kommunikation 
auf verschiedenen Wegen wich-
tig. Am Beispiel der Individual-
prophylaxe lässt sich gut dar-
stellen, wie crossmediale Pa-
tientenkommunikation funktio-
niert. „Junge Eltern und Kinder 
müssen anders angesprochen 
werden als ein Patient, der ge-
rade in seiner beruflichen Kar-
riere durchstartet“, sagt Katrin 
Schütterle, Kommunikations-
expertin bei goDentis, dem Qua-
litätssystem für Zahnärzte und 
Kieferorthopäden. 

Kommunikation auf 
verschiedenen Kanälen
Internet, E-Mail-Newsletter, 
Print- Magazine, Postkarten 
oder Infobroschüren – sind nur 
eine Auswahl der Möglichkeiten, 
die Zahnärzte zur Kommunika-
tion nutzen können. „Mit einem 
gut durchdachten Medienkon-
zept können Zahnärzte ihre 
Patienten dort abholen, wo sie 
abgeholt werden wollen“, sagt 
Schütterle. Um allen Wünschen 
und Bedürfnissen gerecht zu 
werden, muss man sich die je-
weiligen Zielgruppen und deren 
Bedürfnisse genau anschauen.

goDentis unterstützt mit 
Kommunikationsmitteln
Das Qualitätssystem goDentis 
unterstützt Partnerzahnärzte 
und -kieferorthopäden in allen 
Bereichen der Patientenkom-
mu  nikation. „Dabei steht für 

uns die individuelle Situation 
jeder einzelnen Praxis im Vor-
dergrund. Wir bieten viele Kom-
munika tionsmittel an, die wir 
auf  Wunsch des Praxisinha-
bers an das Aussehen und die 
Gestaltung der einzelnen Pra-
xen anpassen“, sagt Kommu-
nika  tionsexpertin Schütterle. 
Wie Zahnärzte vom Qualitäts-
system der goDentis profitie-
ren können, erfahren Sie unter 
godentis.de/startseite-aerzte 

Crossmedial 
kommunizieren

goDentis unterstützt Praxen in der Patienten-
kommunikation.

goDentis – Gesellschaft für
Innovation in der Zahnheilkunde mbH
Scheidtweilerstraße 4
50933 Köln
Tel.: 0221 578-6514
Fax: 0221 578-4238
info@godentis.de
www.godentis.de
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Kieferorthopäden handelt. Die 
Ahndung berufsrechtlicher Ver-
stöße, wie z. B. irreführender 
Werbung, obliegt der Kammer-
aufsicht. Die Abänderung der 
Homepageinhalte hat bei den 
betroffenen Kieferorthopäden 
bereits begonnen. 

Rechtliche Grenzen  
von Werbeaussagen 

Öffentliche Ausführungen auf 
einer Homepage von Zahnärzten 
unterliegen formal dem Heilmit-
telwerberecht (HWG) sowie dem 
Wettbewerbsrecht (UWG, Ge-
setz gegen den unlauteren Wett-
bewerb). Die betroffenen Kiefer-
orthopäden können sich auf Ar-
tikel 12 des Grundgesetzes beru-
fen. Werbung von Zahnärzten ist 
nicht zu beanstanden, wenn bei 
einer Abwägung zwischen dem 
Interesse des Zahnarztes und dem 
Bedürfnis des Patienten auf In-
formation die Berufsausübungs-
freiheit überwiegt.

Ausnahmen bestehen vor 
allem dort, wo eine unsachliche, 
weil übermäßig anpreisende oder 
gar irreführende Werbung statt-
findet. Schaut man sich die Ge-
genüberstellung von den Kassen-
drahtbögen aus Edelstahl mit den 
hochelastischen Drahtqualitäten 
auf den betroffenen Homepages 

an, dann lässt sich die Argumen-
tation des GKV-Verbandes nach-
vollziehen. 

Welche Werbung  
ist nicht gestattet?

Unsachliche, übermäßig an-
preisende oder gar irrefüh-
rende Werbung ist Ärzten 

nicht erlaubt. Bei einer 
sogenannten verglei-

chenden Werbung mit Wett-
bewerbern bestehen im 

Einzelfall rechtliche Be-
denken. Allerdings hat 

das Bundesverfassungsge-
richt einen Preisvergleich in 

einem Internetportal als rechtmä-
ßig anerkannt (BVerfG, 8.12.2010, 
1 BvR 1287/08). 
In der Musterberufsordnung der 
BZAEK wird in § 21 die berufs-
widrige Werbung angesprochen: 
„Dem Zahnarzt sind sachange-

messene Informationen über seine 
Berufstätigkeit gestattet. Berufs-
rechtswidrige Werbung ist dem 
Zahnarzt untersagt. Berufsrechts-
widrig ist insbesondere eine an-
preisende, irreführende, herab-
setzende oder vergleichende Wer-
bung. Der Zahnarzt darf eine be-
rufsrechtswidrige Werbung durch 
Dritte weder veranlassen noch 
dulden und hat dem entgegenzu-
wirken.“

KFO-Homepages mit  
anpreisender Werbung?

Die meisten Internetauftritte von 
Kieferorthopäden sind eher zu-
rückhaltend und sachlich orien-
tiert. Die Rechtsprechung hat in 
den letzten zehn Jahren die Gren-
zen von Werbeaktionen in der Me-
dizin ausgeweitet, sodass sich die 
beklagten Zahnärzte meist mit 
ihren Marketingaktivitäten durch-

gesetzt haben. Eine unzulässige 
Werbung muss übertrieben markt-
schreierisch und reißerisch for-
muliert sein. Dabei ist immer der 
Gesamteindruck einer werbe-
haften Aussage zu betrachten. 

Wo sind die Grenzen ver-
kaufsfördernder Angaben?

Sogenannte verkaufsfördernde 
Maßnahmen, wie z. B. das Wer-
ben mit Festpreisen, Sonderprei-
sen, Sonderangeboten, Rabatten, 
Skonto, Geld-zurück-Garantien, 
kostenfreien Dienstleistungen, 
ist für Zahnärzte nicht anzuraten 
und hat bei Gericht wenig Aus-
sicht auf Erfolg. Die Werbung mit 
einem PZR-Gutschein und/oder 
Zahnbleaching für den Festbe-
trag X verstößt gegen ärztliches 
Preis- und Werberecht. Zahnärzt-
liche Leistungen sind keinesfalls 
als Pauschalbetrag, sondern nur 
nach der GOZ berechenbar. Ra-
batte und Skonto sind in der GOZ 
jedoch nicht vorgesehen. 
Eine Geld-zurück-Garantie wurde 
bei Gericht als unzulässiges Er-
folgsversprechen in der Medizin 
abschlägig beschieden. Das Ober-
landesgericht Hamm hat eine 
Werbung für ein kinesiologisches 
Behandlungsverfahren abschlä-
gig entschieden (OLG Hamm, 
20.5.2014, 4 U 57/13): „Bei ge-
sundheitsbezogener Werbung 
sind besonders strenge Anforde-
rungen an die Richtigkeit, Ein-
deutigkeit und Klarheit der Wer-
beaussage zu stellen, da mit irre-
führenden gesundheitsbezogenen 
Angaben erhebliche Gefahren für 
das hohe Schutzgut des Einzelnen 
sowie der Bevölkerung verbun-
den sein können. (...) Im Interesse 
des Gesundheitsschutzes der Be-
völkerung gilt für Angaben mit 
fachlichen Aussagen auf dem Ge-
biet der gesundheitsbezogenen 
Werbung generell, dass die Wer-
bung nur zulässig ist, wenn sie 
gesicherter wissenschaftlicher 
Erkenntnis entspricht. (...) Diese 

Voraussetzung ist nicht gegeben, 
wenn dem Werbenden jegliche 
wissenschaftlich gesicherte Er-
kenntnisse fehlen, die die werbli-
che Behauptung stützen können. 
(…) Unzulässig ist es außerdem, 
wenn mit einer fachlich umstrit-
tenen Meinung geworben wird, 
ohne die Gegenmeinung zu er-
wähnen.“
Kostenpflichtige Eingangsunter-
suchungen in Badehosen oder 
Bikini beim Kieferorthopäden 
zur Beurteilung einer Sprung
gelenk-, Knie-, Becken- bzw. Wir-
belsäulenverschiebung werden 
als umsatzträchtiges Mehrkos
ten-Marketing bei Gericht keine 
Aussicht auf Erfolg haben. An-
kündigungen hinsichtlich einer 
Erfolgsgarantie für KFO-Behand-
lungen oder für hochpreisige Re-
tainer ohne jegliches Bruch- und 
Rezidivrisiko sind als unerlaubte 
Werbebotschaften einzustufen. 

Welche Mehrkosten-Auf-
klärung ist unverzichtbar?

In den meisten KFO-Praxen gibt 
es zwei Arten von Mehrkosten, 
die Doppelabrechnung von hö-
herwertigen Brackets und Bogen-
materialien. Dabei ist es generell 
anzuraten, das hochelastisches 
Bogenmaterial als außervertrag-
liche Leistung vollständig über 
GOZ abzurechnen und eine risi-
kobehaftete anteilige Doppelab-
rechnung über die KZV a priori zu 
vermeiden ist. Dadurch werden 
Erstattungsdiskussionen mit zu-
sätzlichen privaten Kostenträ-
gern für alle Beteiligten deutlich 
einfacher. 

Dass Kieferorthopäden ihren Pa-
tienten unterschiedliche Bracket-
typen anbieten, ist heute ein all-
gemeinüblicher unverzichtbarer 
Aufklärungsstandard. Davon ab-
zugrenzen ist die Beurteilung der 
medizinischen Notwendigkeit von 
höherwertigen Brackets. Die Kos-
ten für höherwertige Bracketbau-
arten sind gegenüber privaten 
Kostenträgern nicht ansetzbar, da 
hierfür keine medizinische Not-
wendigkeit besteht. 
Mit allen Bracketbauarten (selbst-
ligierend, Straight wire, Egdewise  
usw.) können vergleichbare The-
rapieergebnisse erzielt werden. 
Ein wissenschaftlich gesicherter 
Unterschied bei den Therapie
ergebnissen in Abhängigkeit zur 
Bracketbauart konnte bisher nicht 
nachgewiesen werden. 
Die Kosten für höherwertige Bra-
cketmaterialien aus Keramik, 
Kunststoff, Titan bzw. nickelfreie 
Legierungen sind medizinisch 
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Öffentliche Ausführungen auf einer Homepage von Zahnärzten unterliegen formal dem 
Heilmittelwerberecht (HWG) sowie dem Wettbewerbsrecht (UWG, Gesetz gegen den 

unlauteren Wettbewerb).
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notwendig, wenn eine nachge-
wiesene Nickelallergie mit in-
traoraler Manifestation an den 
Schleimhäuten klinisch vorliegt 
bzw. von einem Allergologen 
nachgewiesen werden konnte. 
Diese Allergien sind extrem sel-
ten. Ein Erstattungsanspruch ge-
genüber privaten Kostenträgern 
für höherwertige Brackets ist 
zumeist nicht vorhanden.

Ist regionales Mehrkosten-
Marketing risikobehaftet?

In verschiedenen Bundesländern 
bzw. KZV-Verwaltungsregionen 
wurden hinsichtlich der Mehr-
kosten-Liquidation mit einzelnen 
Krankenkassen Sonderverträge 
abgeschlossen. Im Bundesland 
Baden-Württemberg wurde z. B. 
mit der AOK und der Landwirt-
schaftlichen Krankenkasse eine 
Mehrkosten-Fähigkeit für die so-
genannten Kernpositionen BEMA 
119 OK/UK und 120 vereinbart. 
Die Doppelabrechnung von den 
GOZ-Ziffern 6030–6080 mit den 
BEMA-Ziffern ist sicherlich nur 
in extrem wenigen Patientenbe-
funden denkbar, da hierzu keiner-
lei abgrenzender formaler Krite-
rienkatalog, wie z. B. die Positiv-
liste, vorliegt. 
Man kann den Kieferorthopäden 
in den bevorzugten Bundeslän-
dern von dieser Form der Dop-
pelabrechnung nur abraten, da 
private Kostenträger diese Kos-
ten meist nicht erstatten und die 
angerufenen Gerichte oftmals 
solche Mehrkosten als unberech-
tigt verwerfen können. 

Wie prüfen Gerichte  
die Mehrkosten?

Vom Vorsitzenden Richter wird 
zur Beurteilung der geplanten 
bzw. abgerechneten Mehrkosten 
meist ein Sachverständiger hinzu-

gezogen. Gerichtssachverständige 
müssen zumindest Fachzahn-
ärzte für KFO sein. Zusätzlich for-
muliert das Gericht hinsichtlich 
der berechneten Mehrkosten und 
Zusatzvereinbarung meist einen 
umfassenden Beweisbeschluss 
mit folgenden Festlegungen:
Der Sachverständige hat anhand 
der Rechnungslegung gegenüber 
der KZV und anhand der vorlie-

genden privaten Liquidationen 
gegenüber der Klägerin die be-
stehende Mehrkosten-Zusatz-
vereinbarung zu prüfen. Inwie-
weit konnte eine fachgerechte 
private Leistungsliquidation er-
folgen, die über das Maß der ge-
setzlichen Versorgungsleistung 
hinausgehen und zusätzlich me-
dizinisch notwendig waren. 
Zur Abgrenzung der Mehrkos-
ten soll der Sachverständige auf 
die Positivliste der KZBV (http://
kzbv.de/kzbv-schnittstellen- 
bemagoz.media.pdf) zurückgrei-
fen, soweit diese ständige Anwen-
dung in der Praxis findet. 
Zusätzlich sind die abgerechne-
ten Leistung hinsichtlich der  Vor-
gaben aus der Gebührenordnung 
für Zahnärzte (GOZ) zu prüfen 
und inwiefern die gesetzlich ver-
sicherten Leistungen angerech-
net wurden. 

Schlussfolgerung

Kieferorthopädische Mehrkos-
ten sind zwölf Jahre nach der 
BEMA-Neubewertung ein fester 
Angebots- und Aufklärungsbe-
standteil der Kieferorthopädie. 
Der ungesicherte rechtliche Rah-
men erfordert für die Leistungs-
anbieter ein zurückhaltendes 
Marketing auf der Grundlage 
der Positivliste und der medizini-
schen Notwendigkeit. Bei jeder 
Zuzahlung sind die gebühren-
rechtlichen Regularien der GOZ 

und der Kassenverträge zu be-
achten. Es empfiehlt sich, die so-
genannte Doppelabrechnung ei
ner Leistung über die KZV und 
privat auf höherwertige Brackets 
zu beschränken. 
Konflikte mit dem GKV-Spitzen-
verband, Medien und Gesund-
heitspolitikern sind nur durch 
eine nachvollziehbare wissen-
schaftlich begründete Anwen-
dung des Mehrkosten-Marke-
tings mit Augenmaß zu vermei-
den. Anpreisende Werbung auf 
Homepages, gedruckten Praxis-
angeboten wie Flyern oder aus-
gereichten Zusatzangeboten soll-
ten formal und inhaltlich einer 
Nachprüfung bei privaten Kos-
tenträgern und Gerichten stand-
halten. 

(Vorabdruck aus KFO-Marke-
ting – Skript 2.0, welches am  

11. November 2016 erscheint.) 
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Werbung von Zahnärzten ist nicht zu beanstanden,  
wenn bei einer Abwägung zwischen dem Interesse des 
Zahnarztes und dem Bedürfnis des Patienten auf Infor

mation die Berufsausübungsfreiheit überwiegt.


